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Judikatur

Schienenbonus und SchIV
Während der VfGH Teile der SchIV als verfassungswidrig aufgeho-
ben hat,1) hat er mit Beschlüssen v 2. 10. 2013 (B 327/2012–19,
B 373/2012–13) dem Schienenbonus des § 24 f Abs 2 UVP-G
2000 und des § 2 Abs 4 SchIV als im Interesse der Öffentlichkeit ge-
legen und der Verwirklichung von Eisenbahninfrastrukturvorha-
ben dienend Verfassungskonformität bescheinigt. Interessant an
diesen beiden Beschlüssen ist, dass hier ohne weitere Auseinander-
setzung gegenüber der eingangs angesprochenen Aufhebung des § 2
Abs 1 SchIV kein Bedarf einer regelmäßigen Überprüfung und Ak-
tualisierung von jahrzehnte alten Rechtsvorschriften erblickt wor-
den ist.2) Die Bestimmung des § 31a Abs 1 EisbG über die Vermu-
tung der Richtigkeit von Privatgutachten ist hingegen wegen Ver-
stoßes gegen das Rechtsstaatsprinzip und des Abweichens vom
Grundsatz der freien Beweiswürdigung als verfassungswidrig aufge-
hoben worden (VfGH 2. 10. 2013, G 118/2012).3) In Umsetzung der
eingangs bereits angesprochenen Aufhebung von Teilen der SchIV
hat sich zudem der VwGH mit zwei Erk v 28. 11. 2013 dazu geäu-
ßert, dass eine Auseinandersetzung mit dem Einfluss von Schallpe-
gelspitzen auf die menschliche Gesundheit und der Notwendigkeit
ihrer Begrenzung nicht entbehrlich ist und im Einzelfall auch ein
Unterschreiten der Mindestgrenzwerte der SchIV geboten sein
kann (2012/03/0045; 2012/03/0043).4)

Parteistellung im UVP-Feststellungsverfahren
Seit Jahren schon ist unklar, ob die österr Regelung über das UVP-
Feststellungsverfahren, in dem der betroffenen Öffentlichkeit be-
kanntlich keine Parteistellung zukommt, unionsrechtskonform
ist. Nunmehr hat der VwGH eine entsprechende Frage an den
EuGH zur VorabE formuliert (VwGH 16. 10. 2013, 2012/04/
0040). Konkret geht es dabei um die Bindungswirkung von UVP-
Feststellungs-B in nachfolgenden (hier: gewerbebehördl) Verfahren
auch gegenüber den am Feststellungsverfahren nicht beteiligten
Nachbarn.5)

Neues zu den öffentlichen Interessen
Aus einigen jüngeren Entscheidungen lassen sich für die viel disku-
tierte Frage, welche Interessen als öffentliche (bspw in naturschutz-
rechtlichen Genehmigungs-, forstrechtlichen Rodungs- oder Ent-
eignungsverfahren) zu gelten haben, Folgendes gewinnen:
Ü positive, wertschöpfende Auswirkungen eines Golfplatzes auf

den Tourismus (US 30. 10. 2013, 5B/2012/14–51);6)

Ü Erneuerung einer Transportwasserleitung (VwGH 22. 10. 2013,
2011/10/0164);7)

Ü Reduktion von Hochwasserschäden und Überflutungen
(VwGH 24. 10. 2013, 2013/07/0053).8)

Verbringungstatbestand im ALSAG nachgeschärft
Vergangenes Jahr hat der 7. Senat des VwGH eine Judikaturlinie
zum ALSAG-Tatbestand des § 3 Abs 1 Z 4 ALSAG begründet
und ausgesprochen, dass bei der Verbringung von Abfällen zur Be-
handlung/Deponierung im Ausland nur die erste und nicht allfäl-
lige nachfolgende Tätigkeiten für eine Beitragspflicht ausschlagge-
bend sein sollen.9) Mit Erk v 14. 11. 2013 (2011/17/0140 und

2011/17/0141) hat der VwGH nun weiter präzisiert, dass es sich
bei dieser ersten Tätigkeit um eine eigenständige, zweckbestim-
mende Tätigkeit handeln muss. Indirekt ist damit klargestellt wor-
den, dass eine „Staffelung“ von R-Verfahren als erste und D-Ver-
fahren (iSd Anh 2 zum AWG 2002) als weitere Behandlungsverfah-
ren keine Beitragspflicht nach § 3 Abs 1 Z 4 ALSAG auslöst – zu-
mindest nach der Rechtslage vor dem 21. 6. 2013.10)

Legistik

Ökostrom-Einspeisetarife 2014/2015
Kurz vor Jahreswechsel hat der BMWFJ die Einspeisetarife für 2014
und 2015 für Ökostrom festgelegt. Hierzu ist die Ökostrom-Ein-
speisetarif-V 2012 geändert und die Ökostromförderbeitrags-V
2014 neu erlassen worden.11)

Novelle zur MOT-V und zum Altlastenatlas
Mit der aktuellen Nov zur MOT-V des BMWFJ ist eine Anpassung
der Prüfverfahren an die seit der Erlassung der RL 97/68/EG erziel-
ten technischen Fortschritte und die bei Vollziehung der RL und
der MOT-V gewonnenen Erfahrungen vorgenommen worden.
Mit BGBl II 2013/4038 v 12. 12. 2013 ist zudem zum zweiten Mal
2013 die Altlastenatlas-V geändert worden.

Versteigerungsmodalitäten im Emissionshandel
geändert
Auf europäischer Ebene hat die Kommission mit der VO (EU)
1143/2013 v 13. 11. 2013 auf die in Bezug auf den Emissionshandel
von Deutschland betriebene eigene Auktionsplattform für die Ver-
steigerung von CO2-Zertifikaten reagiert. Die VO adaptiert den
zeitlichen und administrativen Ablauf sowie sonstige Aspekte der
CO2-Zertifikatsversteigerung und umfasst dabei sämtliche dem
Emissionshandel unterliegende Anlagen und die Luftfahrt.12)

Umweltrechtsblog.at

Univ.-Prof. Dr. Nicolas Raschauer und RA Dr. Pe-
ter Sander betreiben gemeinsam mit dem ÖWAV
das Projekt www.umweltrechtsblog.at; einen Web-
blog, der Entwicklungen und Erkenntnisse tages-
aktuell einer breiten Öffentlichkeit zukommen

lässt. Autoren aus dem universitären Bereich wie auch aus der Pra-
xis schreiben juristische und rechtspolitische Kurzbeiträge zum
Umweltrecht.
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